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Sozialismus zwischen Restauration und Erneuerung. Sozialpolitik und Gewerk-
schaften im östlichen Mitteleuropa. (Wirtschafts- und sozialwissenschaft-
liche Ostmitteleuropa-Studien, 4.) Verlag J. G. Herder-Institut, Marburg/ 
Lahn 1983. 115 S. 

Der Band enthält die auf der Tagung der Fachgruppe Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften des Johann-Gottfried-Herder-Forschungsrates vom 20.— 
22. November 1981 gehaltenen Vorträge. Die Veranstaltung hatte die Entwick-
lung und Politik der Gewerkschaftsverbände sowie die Theorie und Praxis der 
Sozialpolitik im östlichen Mitteleuropa zum Gegenstand. Vier der sechs Beiträge 
sind Polen, zwei der Tschechoslowakei gewidmet. Mit Ausnahme des Vortrags 
des polnischen Referenten K. Piotrowski wurden die Beiträge nach der Ver-
hängung des Kriegsrechts in Polen am 13. Dezember 1981 überarbeitet und 
aktualisiert. 

Klemens P i o t r o w s k i gibt einleitend einen Strukturüberblick über die 
Gewerkschaftsbewegung in Polen nach dem Zweiten Weltkrieg (S. 11—31). Er 
untersucht mit Hilfe der Eickhofschen Stadientheorie der Entwicklung, Stabi-
lität und Befestigung von Gewerkschaften (N. E i c k h o f : Eine Theorie der 
Gewerkschaftsentwicklung, Tübingen 1973) die 1944/45 gegründeten Branchen-
gewerkschaften und die unabhängige Gewerkschaft „Solidarität". Er setzt sich 
mit der offiziellen, vereinfachenden These auseinander, daß unter sozialistischen 
Produktionsverhältnissen mit der Vergesellschaftung der Produktionsmittel das 
Problem „Arbeitgeber-Arbeitnehmer" beseitigt sei, die Gewerkschaften folglich 
nicht mehr die Interessen der Arbeitnehmer gegenüber dem Arbeitgeber — dem 
sozialistischen Staat — zu repräsentieren und durchzusetzen hätten. P. be-
schreibt die Zielsetzungen und Aufgaben der polnischen Branchengewerkschaf-
ten unter den Bedingungen dieser theoretischen Fiktion. In Polen wurde gleich-
wohl wiederholt, z. B. zur Zeit der Dezemberunruhen von 1970, die Forderung 
erhoben, die Gewerkschaftsverbände als Vertreter der Arbeitnehmer gegenüber 
der Staatsbürokratie zu aktivieren, bis nach enttäuschten Hoffnungen bei den 
Streikforderungen des Sommers 1980 nicht mehr deren Aktivierung, sondern 
das Verlangen nach der Gründung einer neuen unabhängigen Gewerkschaft im 
Vordergrund stand. 

Ausführlich behandelt P. den Entstehungsprozeß der Gewerkschaft „Solida-
rität". Deren weitere Stabilität und Befestigung sah er in einer erfolgreichen 
Vertretung der Arbeitnehmerinteressen. Sie schien dem Vf. jedoch schon vor den 
Ereignissen des 13. Dezember 1981 langfristig durch die heterogene Mitglieder-
struktur, die unterschiedlichen Ziele und Präferenzen der Gewerkschaftsführer 
sowie auch durch die programmatische Ausrichtung gefährdet. In der pro-
gnostischen Einschätzung der Massengewerkschaft „Solidarität" ist P.s Beitrag 
unmittelbar vor Verkündung des Kriegsrechts fertiggestellt, ein wertvolles 
Dokument zur Situation in Polen im Spätherbst 1981. 

Das Referat von Alexander B. O s a d c z u k - K o r a b (S. 33—53) fügt sich 
inhaltlich nahtlos an den Beitrag von Piotrowski an. O.-K. vermittelt einen 
Überblick über die bis zum Jahr 1919 zurückreichende polnische Gewerkschafts-
geschichte, ohne deren Kenntnis die Bewertung der Ereignisse von 1980/81 un-
scharf bleiben muß. Den gesetzgeberischen Akt der Bildung unabhängiger Ge-
werkschaften im wiedererstandenen polnischen Staat stellte das Dekret vom 
8. Februar 1919 dar. In der Folge bildete sich ein gewerkschaftlicher Pluralismus 
heraus, der letztlich jedoch zu einer politischen und gesellschaftlichen Zersplit-
terung der Kräfte führte. Das Gründungsdekret sah zwar nur zentrale und 
vertikal von oben nach unten organisierte Branchengewerkschaften vor, ließ 
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jedoch die Möglichkeit offen, auch Zusammenschlüsse regionaler Art zu bilden. 
Die lokal entstandene Vielfalt sozialistischer, christlich-sozialer, konservativ-
nationaler, regierungsfreundlicher oder kommunistischer Gewerkschaften löste 
einen scharfen Wettbewerb mit abwechselnden Phasen der Radikalisierung aus. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg, der der Gewerkschaftsbewegung große Verluste 
brachte, legte man sich auf das Prinzip der Branchengewerkschaft fest. Bis zum 
Jahr 1954 war die Identifizierung des Gewerkschaftsapparates mit dem Staats-
apparat vollständig abgeschlossen. Mit wechselnder Intensität blieben die Ge-
werkschaften ein Instrument der kommunistischen Strategie in ökonomischen 
und sozialen Fragen. Ausführlich beschreibt O.-K. die Gründung, die Organi-
sation und die gewerkschaftlichen Forderungen der „Solidarität" sowie die sich 
zuspitzende Konfrontation mit dem polnischen Regime, bis dieses am 13. De-
zember 1981 zum Schlag gegen die „Solidarität" ausholte. 

Die Rechtsstellung der Gewerkschaft „Solidarität" bildet den Gegenstand des 
Beitrags von Alexander U s c h a k o w (S. 55—63). Er erläutert den rechtlichen 
Zustand vor der Danziger Vereinbarung zwischen der neuen Gewerkschaft und 
der Regierung vom 31. August 1980 und untersucht die verfassungsrechtliche 
Problematik der Danziger Vereinbarung. Besonders hervorgehoben wird die 
verfassungsrechtliche Anerkennung der Autonomie der „Solidarität" durch alle 
entscheidenden politischen und staatlichen Instanzen Polens als Folge der 
Entscheidung des Obersten Gerichts vom 10. November 1980 zugunsten der Ge-
werkschaft. Die Rechtsstellung der „Solidarität" nach internem Recht sowie die 
rechtliche Grundlage der Suspendierung der „Solidarität" und des schließlichen 
Verbots aller bisherigen Gewerkschaften im neuen Gewerkschaftsgesetz vom 
8. Oktober 1982 bilden den weiteren Untersuchungsgegenstand. — Reinhard 
P e t e r h o f f schließt mit einem Beitrag über die Sozialpolitik (S. 65—74) den 
Polen betreffenden Teil des Bandes ab. Er nimmt eine Bestimmung der Tätig-
keitsfelder und Funktionen von Sozialpolitik vor, stellt Bezüge der aktuellen 
Sozialpolitik zu historischen Konzeptionen her, beschreibt die Organisation der 
polnischen Sozialpolitik und interpretiert diese als wirtschaftspolitische Auf-
gabe. Die Wurzeln der aktuellen sozialpolitischen Denkweisen werden in polni-
schen theoretischen Konzeptionen der dreißiger Jahre gesehen. Infolge der be-
wußten Anknüpfung an die Tradition sozialpolitischen Denkens wurde in Polen 
nach 1945 — im Unterschied zu den anderen kommunistisch regierten Staaten 
Ostmittel- und Osteuropas — die Notwendigkeit von Sozialpolitik auch unter 
sozialistischen Gesellschaftsverhältnissen nie bestritten. P. verdeutlicht, daß 
trotz der engagierten Diskussion polnischer Sozialwissenschaftler und entgegen 
politischen Absichtserklärungen der Kommunistischen Partei Sozialpolitik bis-
her in aller Regel nur als Reaktion auf eingetretene soziale Probleme betrieben 
worden ist — oftmals verspätet und inadäquat gewichtet. 

Im Teil des Bandes über die Tschechoslowakei untersucht zunächst Wolf v o n 
W e d e l - P a r l o w das Problemfeld der Sozialpolitik, wobei er diese als 
Instrument ökonomischer Wachstumspolitik akzentuiert (S. 75—98). In 
den allgemeinen Ausführungen zur Sozialpolitik in der sozialistischen Gesell-
schaft ergänzen sich die Beiträge von Peterhoff und von v.W.-P. Der Vf. stellt 
auf der Grundlage empirischen Materials der Jahre 1970 bis 1980 einen Zusam-
menhang von Arbeits- und Lebensbedingungen, „sozialistischer Lebensweise", 
Einkommensverteilung und Sozialpolitik her. Sozialpolitik ist in der Tsche-
choslowakei danach vor allem deswegen notwendig geworden, weil zwischen 
der aus dem Leistungsprinzip sich ergebenden Verteilung der Arbeitseinkom-
men und der Verteilung des „Lebensniveaus" eine zunehmend disfunktionale 




